
 Projektmanagement GmbH - Maastrichter Straße 8 - 41812 Erkelenz - info@vdhgmbh.de 

   STAND: FEBRUAR 2019 

 

 

 

 

 

 

 

 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ZUM 

BEBAUUNGSPLAN NR. C28  

- FEUER- & RETTUNGSWACHE HUCHEM-STAMMELN - 

 

 

GEMEINDE NIEDERZIER 

-ENTWURF- 



GEMEINDE NIEDERZIER  TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

 ZUM BEBAUUNGSPLAN C28 

 

VDH PROJEKTMANAGEMENT GMBH ERKELENZ  1 /3 

1 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
In der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Feuer- und Rettungswache 

Huchem-Stammeln“ sind Gebäude und Anlagen zulässig, die für den Betrieb einer Feuer- und 

Rettungswache erforderlich sind.  

2 Maß der baulichen Nutzung  

2.1 Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf durch Garagen und Stellplätze sowie ihre Zufahrten 

und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO bis zu einer 

GRZ von 0,9 überschritten werden.  

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO) 

Die maximale Gebäudehöhe wird auf 115,0 m über NHN festgesetzt. Bezugspunkt ist die 

vorhandene Geländehöhe bzw. Höhe über Normalhöhennull (GOK 107,0 m über NHN). Die 

Gebäudehöhe wird bemessen vom Bezugspunkt bis zum höchsten Punkt des Daches, dies ist bei 

Flachdächern die Oberkante der Attika.  

Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe darf durch technische Aufbauten und Anlagen 

wie z.B. Belüftungsanlagen, Luftauslässe, Aufzugsbauten, Treppenaufgänge und sonstige 

technisch notwendige Aufbauten sowie durch Anlagen zur Nutzung regenerativer Energie um 

maximal 2 m überschritten werden.  

3 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. §§ 12, 14 
BauNVO) 

Die Errichtung von erforderlichen Stellplätzen und Zufahrten, die in unmittelbarem Zusammenhang 

mit der Nutzung der Feuer- und Rettungswache stehen, ist auch außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche grundsätzlich zulässig. 

Kennzeichnungen und Hinweise 

Baugrundverhältnisse 

Das Plangebiet liegt in einem Auebereich. Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet sind bei der 

Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, 

erforderlich. Daher wird empfohlen, den Baugrund objektbezogen zu untersuchen und zu bewerten. 

Hier sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 "Geotechnik" DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, 

die Normblätter der DIN 1054 "Baugrund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - 

Ergänzende Regelungen", und der DIN 18 196 "Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation für 

bautechnische Zwecke" mit der Tabelle 4, die organische und organogene Böden als Baugrund 

ungeeignet einstuft, sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu 

beachten.  
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Grundwasserverhältnisse 

Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand 

kann vorübergehend durch künstliche oder natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den 

Abdichtungsmaßnahmen ist ein zukünftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf das natürliche 

Niveau zu berücksichtigen. Hier sind die Vorschriften der DIN 18195 "Abdichtung von Bauwerken", 

der DIN 18533 "Abdichtung von erdberührten Bauteilen" und gegebenenfalls der DIN 18535 

"Abdichtung von Behältern und Becken" zu beachten. Weitere Informationen über die derzeitigen 

und zukünftig zu erwartenden Grundwasserverhältnisse kann der Erftverband in Bergheim geben 

(www.erftverband.de). 

Bergbauliche Verhältnisse 

Das Plangebiet liegt über dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld "Roer-Gau" im Eigentum 

der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG, 

Abt. Liegenschaften und Umsiedlung in 50416 Köln. 

Der Planungsbereich ist nach den der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen von 

durch Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen 

betroffen. Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der 

Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der 

Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach 

heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen 

Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 

Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem 

späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese 

können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. 

Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen 

sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 

Kampfmittel 

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hinweise auf 

vermehrte Bodenkampfhandlungen. Es wird eine Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf 

Kampfmittel im südlichen Bereich des Plangebietes empfohlen. Die genaue Abgrenzung der noch 

zu untersuchenden Fläche kann bei der Gemeinde eingesehen werden. Sofern es nach 1945 

Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur 

Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise ist ein Ortstermin mit 

dem Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustimmen.  

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 

Pfahlgründungen, Verbauarbeiten etc. wird eine zusätzliche Sicherheitsdetektion empfohlen.  

Bodendenkmäler 

Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Gemeinde als 

Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle 

Nideggen, Zehnthofstraße 45, 52385 Nideggen, Tel.:02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199, 

unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die 

Weisung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege für deren Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten. 
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Erdbebengefährdung 

Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen, die bei Planung und Bemessung 

üblicher Hochbauten gemäß den Technischen Baubestimmungen des Landes NRW mit DIN 

4149:2005-04 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten“ zu berücksichtigen ist.  

Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuordnung zu Erdbebenzonen und 

geologischen Untergrundklassen eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und 

geologischen Untergrundklassen der Bundesrepublik Deutschland 1:350 000, Bundesland 

Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst NRW 2006) bestimmt werden. In den Technischen 

Baubestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf die Verwendung dieser 

Kartengrundlage explizit hingewiesen.  

Das hier relevante Planungsgebiet ist der Erdbebenzone 3, geologische Untergrundklasse S 

zuzuordnen.  

Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Regelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 

1/NA und 5 des Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch bislang 

bauaufsichtlich nicht eingeführt. Anwendungsteile, die nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind 

als Stand der Technik zu berücksichtigen. Dies betrifft hier insbesondere DIN EN 1998, Teil 5 

„Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische Aspekte“.  

Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 4149:2005 bzw. 

Bedeutungsklassen der relevanten Teile von DIN EN 1998 und der jeweils entsprechenden 

Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen. Dies gilt insbesondere z.B. für 

Feuerwehrhäuser etc.  

Einsichtnahme von Vorschriften 

Die in Bezug genommenen und der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, 

Verordnungen, Erlasse, DIN-Normen) können im Rathaus der Gemeinde Niederzier während der 

allgemeinen Öffnungszeiten eingesehen werden.  

 


